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  Gesellschaftsvertrag der Stadt Kassel Immobilien Verwaltungs-GmbH 

 

§ 1 

Firma, Sitz, Dauer 

 

(1) Die Gesellschaft hat die Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Die Firma der 

Gesellschaft lautet: 

 

Stadt Kassel Immobilien Verwaltungs-GmbH 

 

(2) Sie hat ihren Sitz in Kassel. 

 

(3) Der Gesellschaftsvertrag ist auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Durch Auflösung aller 

Gesellschaften, an der die Gesellschaft beteiligt ist, wird die Gesellschaft aufgelöst. 

 

 

 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Übernahme der persönlichen Haftung und der 

Geschäftsführung von Handelsgesellschaften, insbesondere die Beteiligung als persönlich 

haftende Gesellschafterin der Stadt Kassel Immobilien GmbH & Co. KG sowie deren 

Geschäftsführung und Verwaltung. Deren Geschäftsgegenstand ist die Erbringung von allen 

Leistungen im Zusammenhang mit der Immobilienverwaltung für die Stadt Kassel. Die 

Gesellschaft kann Bau-, Umbau- und Sanierungstätigkeiten an/auf Gebäuden und Grundstücken 

der Stadt Kassel vornehmen, welche sie im Rahmen von Miet- und Pachtverträgen an die Stadt 

Kassel vermietet und verpachtet. Die Gesellschaft kann Grundstücke und grundstücksgleiche 

Rechte zum Zwecke der Immobilienverwaltung für die Stadt Kassel erwerben und mieten bzw. 

pachten. Die Gesellschaft ist ausschließlich im Rahmen der Immobilienverwaltung für die Stadt 

Kassel tätig. 

 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Maßnahmen und Rechtsgeschäfte durchzuführen, durch die 

der Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar gefördert werden kann. 
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§ 3 

Stammkapital 

 

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 EURO (in Worten: 

 fünfundzwanzigtausend EURO).  

 

(2) Es wird ein Geschäftsanteil zum Nennbetrag von 25.000 EURO (laufende Nr. 1) ausgegeben. 

Dieser wird übernommen von der Stadt Kassel, vertreten durch den Magistrat. 

 

(3) Auf den Geschäftsanteil ist sofort eine Einlage in voller Höhe zum Nennbetrag in Geld zu leisten. 

 

§ 4 

Geschäftsführung und Vertretung 

 

(1) Die Gesellschaft hat bis zu zwei Geschäftsführer. Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt 

er die Gesellschaft allein. Sind zwei Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft von beiden 

Geschäftsführern oder einem Geschäftsführer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten.  

 

(2) Die Gesellschafter können einzelnen oder mehreren Geschäftsführern das Recht  verleihen, die 

Gesellschaft allein zu vertreten. Sie können auch einzelne oder alle Geschäftsführer von den 

Beschränkungen des § 181 BGB befreien. Für Rechtsgeschäfte zwischen der Gesellschaft und der 

Stadt Kassel Immobilien GmbH & Co. KG, an der die Gesellschaft als Komplementärin beteiligt ist, 

sind die Geschäftsführer von den Beschränkungen des § 181 BGB Alt. 2 befreit. 

 

(3) Absätze 1) und 2) gelten auch für Liquidatoren. Wird die Gesellschaft nach § 66 Abs. 1 GmbHG 

von den bisherigen Geschäftsführern liquidiert, so besteht deren konkrete Vertretungsbefugnis 

auch als Liquidatoren fort.  

 

(4) Alle Geschäftsführer sind den Weisungen der Gesellschafterversammlung unterworfen; die 

Geschäftsführer sind insbesondere verpflichtet, bei Geschäften oder Maßnahmen, die nach 

Maßgabe dieses Gesellschaftsvertrages, des Gesellschaftsvertrages der Stadt Kassel Immobilien 

GmbH & Co. KG, des Geschäftsführervertrages oder aufgrund eines Gesellschafterbeschlusses der 

Zustimmung der Gesellschafterversammlung der Stadt Kassel Immobilien GmbH & Co. KG 

bedürfen, vor Durchführung des Geschäftes oder der Maßnahme diese einzuholen. In jedem Fall 
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und ohne Rücksicht auf diese Weisungsbefugnis darf die Geschäftsführung alle über den 

gewöhnlichen Betrieb des Unternehmens der Gesellschaft hinausgehenden Rechtsgeschäfte erst 

nach vorheriger Zustimmung der Gesellschafterversammlung tätigen. 

 

(5) Zu Erklärungen, die den Gesellschaftsvertrag der Stadt Kassel Immobilien GmbH & Co. KG 

berühren, insbesondere dessen Kündigung, bedürfen die Geschäftsführer eines vorherigen 

zustimmenden Beschlusses der Gesellschafter. 

 

(6) Die Gesellschafterversammlung kann für einzelne Geschäfte und Maßnahmen Ausnahmen von 

den Beschränkungen des Absatzes 3 beschließen oder einer bestimmten Art von Geschäften und 

Maßnahmen allgemein zustimmen. Geschäfte und Maßnahmen, denen die 

Gesellschafterversammlung bereits im Rahmen von Finanz- und Investitionsplänen zugestimmt 

hat, bedürfen keiner erneuten Zustimmung. Dies gilt auch für Geschäfte und Maßnahmen, die die 

Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Komplementär einer Kommanditgesellschaft für diese im 

Rahmen ihrer Geschäftsführungsbefugnis vornimmt. 

 

§ 5 

Jahresabschluss, Lagebericht, Ergebnisverwendung, Geschäftsjahr 

 

(1)  Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang) und der Lagebericht sind 

nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuchs 

aufzustellen und zu prüfen, solange die für die kommunalen Gesellschafter zuständige 

Aufsichtsbehörde keine Ausnahme zugelassen hat. Der Abschlussprüfer hat im Rahmen der 

Abschlussprüfung die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung gemäß § 53 

Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) zu prüfen. 

 

(2)  Unabhängig von der gesetzlich vorgeschriebenen Prüfung räumt die Gesellschaft der Stadt Kassel 

alle Rechte für die Prüfung sowie alle Unterrichtungsrechte ein, die sich aus den Vorschriften der 

Hessischen Gemeindeordnung (HGO) und aus dem Gesetz über die Grundsätze des 

Haushaltsrechts des Bundes und der Länder ergeben. Das Revisionsamt der Stadt Kassel sowie 

der Präsident des Hessischen Rechnungshofes - überörtliche Prüfung - haben die Befugnisse und 

Unterrichtungsrechte nach § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG). 
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(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 6 

Ergebnisverwendung 

 

Die Gesellschafterversammlung beschließt über die Verwendung des etwaigen Bilanzgewinnes oder des 

Jahresüberschusses. Die Gesellschafter haben nur insoweit Anspruch auf die Ausschüttung, als die 

Gesellschafterversammlung dies beschließt. 

 

§ 7 

Gesellschafterbeschlüsse 

 

(1) Die Beschlüsse der Gesellschafter werden in Versammlungen gefasst. Soweit nicht zwingendes 

Recht entgegensteht, können sie auch außerhalb von Versammlungen gefasst werden, wenn sich 

jeder Gesellschafter in Schriftform (§126 BGB), in elektronischer Form (§ 126 a BGB) oder in 

Textform (§ 126 b BGB) mit der zu treffenden Bestimmung einverstanden erklärt hat, oder jeder 

Gesellschafter sich in der genannten Form oder formlos mit der Beschlussfassung außerhalb von 

Versammlungen mit der Maßgabe einverstanden erklärt hat, dass die Stimmabgabe in 

Schriftform, in elektronischer Form oder Textform zu erfolgen hat.  

 

(2) Alle von den Gesellschaftern getroffenen Entscheidungen, insbesondere die Beschlüsse der 

Gesellschafter sind schriftlich zu protokollieren; § 48 III GmbHG bleibt unberührt. 

 

(3) Gesellschafterbeschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit 

nicht das Gesetz oder der Gesellschaftsvertrag eine größere Mehrheit vorsehen. Enthaltungen 

gelten dabei als nicht abgegebene Stimmen. Jeder Euro eines Gesellschaftsanteils gewährt eine 

Stimme. Jeder Gesellschafter kann sein Stimmrecht nur einheitlich ausüben. 

 

 

(4) Die Frist für die Geltendmachung der Unwirksamkeit und der Nichtigkeit beträgt zwei Jahre, die 

Anfechtungsfrist zwei Monate. Die Frist beginnt mit dem Ablauf des Tages, an dem die 

Niederschrift für den Gesellschafterbeschluss dem jeweiligen Gesellschafter zugegangen ist. 
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§ 8 

Schlussbestimmungen 

 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen, soweit nicht anderweitig gesetzlich geregelt, 

im elektronischen Bundesanzeiger der Bundesrepublik Deutschland. 

 

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen 

dieses Vertrags nicht. Die Gesellschafter verpflichten sich, soweit zulässig, unwirksame 

Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck dieses Vertrags rechtlich und 

wirtschaftlich entsprechen. Gleiches gilt bei Vertragslücken. 

 

(3) Die Gesellschafter verpflichten sich zur Anpassung des Gesellschaftsvertrags an die jeweils 

geltenden gesetzlichen Vorschriften des Kommunalrechts, soweit nicht gesellschaftsrechtliche 

Regelungen entgegenstehen. 

 

(4) Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft. 

 

 

§ 9 

Kosten 

 

Die Gesellschaft trägt die Kosten und Steuern der Gründung bis zu einer Höhe EUR 2.500,00. Dazu gehören 

die Kosten der steuerlichen Beratung, Notarkosten, Eintragungs- und Bekanntmachungskosten. 

 

 

 




